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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Breite Kreise im Komitee «Schluss mit dem Schnüffelstaat» versuchten, den
Fichenskandal mit der Volkszählung in einen Konnex zu bringen. Nach langen internen
Diskussionen, in denen sich vor allem die grossen Organisationen (SP, LdU und SGB)
gegen eine Verweigerung aussprachen, verzichtete das Komitee auf einen
Boykottaufruf. Im Gegensatz zu den erwähnten Parteien schloss sich hingegen die PdA
dem Boykottaufruf an. Im Nationalrat nahm Leutenegger Oberholzer (gp, BL) die
Argumente der im Komitee unterlegenen Seite wieder auf. Sie schlug in einer
Interpellation vor, auf die Durchführung der Volkszählung zu verzichten, bis alle von der
Bundesanwaltschaft registrierten Personen vollständige Einsicht in ihre Dossiers
erhalten haben. Für den Bundesrat bestand dazu kein Anlass, da weder ein rechtlicher
noch ein sachlicher Zusammenhang zwischen den beiden Bereichen bestehe. Die
Befragten seien zudem durch das im Rahmen des neuen Bundesgesetzes über die
Volkszählung geschaffene Statistikgeheimnis vor der personenbezogenen Verwendung
ihrer Angaben geschützt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.06.1990
HANS HIRTER

Hinter dem Aufruf zum Boykott der Volkszählung stand unter anderem eine «Aktion
gegen Datenerfassung». Sie wandte sich nicht nur gegen die geplante Volkszählung,
sondern allgemein gegen die Erhebung von Daten. Diese Erhebungen würden ihrer
Meinung nach nicht das Wesentliche erfassen und überdies nichts zur Lösung
politischer und sozialer Probleme beitragen. Etwas differenzierter waren die
Argumente der «Koordination Volkszählungsboykott 90», welche breit über Zweck und
praktische Durchführung der Verweigerung informierte und dazu auch eine «Boik
Otto» genannte Zeitung herausgab. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.11.1990
HANS HIRTER

Die alle zehn Jahre stattfindende eidgenössische Volkszählung wurde wie geplant mit
dem Stichdatum 4. Dezember durchgeführt. Nachdem bereits die Volkszählung von
1980 nicht ohne Proteste und Verweigerungen über die Bühne gegangen war, formierte
sich diesmal ein organisierter Widerstand, der namentlich von Aktivisten der grünen
und linken Bewegungen getragen wurde. Begünstigt wurde diese Oppositionsbewegung
durch ein generell angestiegenes Misstrauen der Bevölkerung gegenüber
Datenerhebungen und -banken. Der «Fichenskandal», d.h. die Enthüllungen der PUK
über die Datensammlungen der Bundesanwaltschaft, verstärkten dieses Missbehagen
zusätzlich. Über die Qualität der Volkszählung 1990 lassen sich noch keine gefestigten
Aussagen machen: während sich das Bundesamt für Statistik optimistisch in bezug auf
Rücklaufquote und vollständige Beantwortung der Fragen gab, sprachen die Gegner von
einem grossen Erfolg ihrer Verweigerungsaufrufe. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.12.1990
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte einem Postulat Seiler (svp, BE) zu, welches verlangt, dass die
nächste Volkszählung nach einem einfacheren Verfahren und unter Berücksichtigung
bestehender Erhebungen und Dateien durchzuführen sei. 4

POSTULAT
DATUM: 17.06.1993
HANS HIRTER

Zu Jahresbeginn beauftragte der Bundesrat das EDI mit den Vorbereitungen für die
nächste Volkszählung, welche mit Stichdatum 5. Dezember 2000 durchgeführt werden
soll. Die Register der kommunalen Einwohnerämter sollen dazu zwar beigezogen
werden, könnten aber nach Ansicht des Bundesrates keinen Ersatz für die mit einer
herkömmlichen Vollerhebung mittels Fragebogen erhobenen Informationen bieten.
Der Ständerat teilte diese Ansicht nicht. Im Herbst überwies er gegen den Widerstand
des Bundesrats mit 18:13 Stimmen eine Motion Büttiker (fdp, SO), welche fordert, bei
der nächsten Volkszählung im Jahr 2000 auf die bisher angewandte Vollerhebung zu
verzichten. Derartige Vollerhebungen seien wegen der fehlenden Akzeptanz bei einem
Teil der Bevölkerung nicht mehr zuverlässig und überdies enorm teuer. Die Grunddaten
über die Bevölkerungsentwicklung liessen sich gemäss Büttiker über die kommunalen
Einwohnerdateien wesentlich kostengünstiger erheben; für die Gewinnung von

MOTION
DATUM: 24.01.1995
HANS HIRTER
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planungsrelevanten Informationen über sozial-, bildungs- und verkehrspolitische
Fragen empfahl er die vom Bundesamt für Statistik durchgeführten repräsentativen
Befragungen (Mikrozensen). Bundesrätin Dreifuss hatte vergeblich darauf hingewiesen,
dass die kantonalen und kommunalen Einwohnerregister sowohl in bezug auf den
Informationsgehalt als auch in bezug auf die Form noch zu unterschiedlich seien, um
eine Vollerhebung zu ersetzen. 5

Nach diesen Weichenstellungen vermochte sich im Nationalrat die im Vorjahr vom
Ständerat gegen den Willen des Bundesrates überwiesene Motion Büttiker (fdp, SO) für
einen Verzicht auf eine Vollerhebung bei der Volkszählung 2000 nicht mehr
durchzusetzen. Der von Borer (fp, SO) verteidigte Vorstoss wurde mit 122 zu 32
Stimmen abgelehnt. 6

MOTION
DATUM: 20.06.1996
HANS HIRTER

In Ausführung der beiden vom Parlament überwiesenen Motionen (Mo. 95.3556 und
95.3557) gab der Bundesrat im August eine Veränderung der gesetzlichen Grundlagen
für die Volkszählung in die Vernehmlassung. Diese neuen Bestimmungen sollen bereits
im Jahr 2000 zur Anwendung kommen. Er schlug darin vor, die in den
Einwohnerregistern der Gemeinden und Kantone bereits vorhandenen Daten in den
Fragebogen zur Volkszählung aufzunehmen. Umgekehrt könnten die Fragebogen zur
Aktualisierung dieser Register verwendet werden. Die 1990 sehr umstrittenen hohen
Bussen für das Nichtausfüllen der Fragebogen sollen durch Gebühren ersetzt werden.
Deren Höhe wäre nach dem Aufwand zu berechnen, welcher der Verwaltung für das
Ausfüllen, Ergänzen oder Korrigieren der Fragebogen entsteht. Bereits vor der
Veröffentlichung dieses Vorentwurfs hatte sich der Datenschutzbeauftragte des
Bundes, Odilo Guntern, kritisch zu den Plänen der Regierung geäussert. Er akzeptierte
zwar die Verwendung von Gemeinderegistern für statistische Zwecke, lehnte jedoch
eine Aufdatierung der Einwohnerregister mit Hilfe von Daten, welche anlässlich der
Volkszählung erfragt worden sind, ab. 7

MOTION
DATUM: 15.08.1996
HANS HIRTER

Die GPK des Nationalrats veröffentlichte ihre Empfehlungen zu einer Neuausrichtung
der eidgenössischen Volkszählung. Sie forderte vom Bundesrat insbesondere die
Erteilung eines klaren Auftrags an das Bundesamt für Statistik (BFS) sowohl für dessen
Gesamttätigkeit als auch speziell für die Volkszählung. Der Entscheid über die
anzuwendenden Erhebungsverfahren soll nach Ansicht der GPK hingegen dem BFS
selbst überlassen werden. Immerhin wird der Bundesrat ersucht, Schritte einzuleiten,
um die Einwohnerregister der Gemeinden soweit zu harmonisieren, dass sie optimal
für die Volkszählung 2010 verwendet werden können. Der Nationalrat beauftragte in der
Frühjahrssession den Bundesrat mit einer Motion (Mo. 95.3557) seiner GPK, die dazu
erforderlichen verfassungsmässigen und gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen. Mit
einer zweiten, ebenfalls mit dem Einverständnis des Bundesrats überwiesenen Motion,
verlangte er eine möglichst einfache und kostengünstige Erhebungsmethode für die
Volkszählung 2000. Dabei soll die Regierung insbesondere Anreizsysteme für eine
Harmonisierung der kantonalen und kommunalen Datenregister ins Auge fassen. Der
Ständerat überwies diese beiden Motionen ebenfalls. 8

MOTION
DATUM: 24.09.1996
HANS HIRTER

Im Sommer legte der Bundesrat seine Botschaft für die Durchführung der
Volkszählung im Jahr 2000 vor. Mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes über die
Volkszählung will er die rechtlichen Grundlagen für eine Erhebung schaffen, die sich
nicht mehr auf eine Befragung beschränkt, sondern sich auch auf die
Einwohnerregister von Gemeinden und Kantonen abstützt. Gegenüber dem
Vernehmlassungsentwurf vom Vorjahr nahm er nur geringfügige Änderungen vor.
Insbesondere hielt er an seiner Absicht fest, den Gemeinden zu erlauben, ihre Register
aufgrund der Ergebnisse der Befragung zu bereinigen. Auf die Einwände des
Datenschutzbeauftragten gegen diese administrative Verwendung von zu statistischen
Zwecken erhobenen Informationen reagierte er mit der Aufnahme von spezifischen
Datenschutzbestimmungen in das Volkszählungsgesetz. Diese halten insbesondere fest,
dass den erfassten Personen aus diesem Datenaustausch keine Nachteile erwachsen
dürfen. Die Registerbereinigung muss innerhalb von sechs Monaten abgeschlossen sein,
und anschliessend müssen die mit Fragebogen erhobenen Daten anonymisiert werden.
Im weiteren schlug der Bundesrat in seiner Botschaft vor, mit einer Teilrevision des
Bundesstatistikgesetzes die Grundlagen für den Aufbau eines nationalen Gebäude- und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.05.1997
HANS HIRTER
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Wohnungsregisters zu schaffen. Für die Finanzierung der Volkszählung 2000 beantragte
die Regierung einen Verpflichtungskredit von CHF 108 Mio., verteilt über die Jahre
1998-2005. 9

Im Ständerat, der sich als Erstrat mit diesem Konzept befasste, stellte Büttiker (fdp,
SO) einen Rückweisungsantrag mit der Auflage, bereits für die Volkszählung 2000 auf
eine Vollerhebung mit Fragebogen zu verzichten. Er schlug vor, die aus den
harmonisierten Einwohnerregistern gewonnenen Daten lediglich durch Teilerhebungen
zu ergänzen. Von Bundesrätin Dreifuss und den Befürwortern der Vorlage wurde
dagegen ins Feld geführt, dass diese Register eben noch nicht harmonisiert seien, und
dass ein Teil der Vorschläge des Bundesrates gerade darauf abzielten, eine solche
Harmonisierung zumindest bis zur übernächsten Volkszählung zu erzielen. Der
Rückweisungsantrag wurde mit 22:8 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung ersetzte
der Rat auf Antrag seiner vorberatenden Kommission den als inhaltlich zu eng
empfundenen Titel «Volkszählung» durch «Strukturerhebung». Nachdem er noch
einige kleinere Ergänzungen vorgenommen hatte (u.a. die Vorschrift, dass sich der Bund
bei der Schaffung eines zentralen Gebäude- und Wohnungsregisters auf die
bestehenden kantonalen Vorarbeiten stützen muss), verabschiedete der Rat das
revidierte Gesetz mit 20:5 Stimmen. Beim Beschluss über die Finanzierung unterlag
Büttiker mit seinem Antrag, den Verpflichtungskredit um einen Drittel zu kürzen, relativ
knapp (17:11). Der Kredit konnte allerdings auch nicht bewilligt werden, da bei einem
Stimmenverhältnis von 22:6 das gemäss den neuen Verfassungsbestimmungen über die
Ausgabenbremse erforderliche qualifizierte Mehr verpasst wurde. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit der Teilrevision des Bundesgesetzes über
die Volkszählung. Er lehnte mit 147:13 Stimmen einen Rückweisungsantrag Moser (fp,
AG) / Ruf (sd, BE) ab; diese hatten verlangt, eine rein auf Registerdaten gestützte
Erhebung durchzuführen. Die vom Ständerat vorgenommene Titeländerung in
«Strukturerhebungsgesetz» machte der Nationalrat wieder rückgängig, nachdem
französisch- und italienischsprachige Abgeordnete darauf hingewiesen hatten, dass er
sich nicht sinnvoll in ihre Sprachen übersetzen lasse. In den Detailbestimmungen wurde
diese Bezeichnung, mit der man ausdrücken will, dass es um mehr als eine blosse
Zählung von Personen geht, freilich beibehalten. In der kurzen Differenzbereinigung
lenkte der Ständerat in der Titelfrage ein. Der Verpflichtungskredit von CHF 108 Mio.
verteilt über die Periode 1998 bis 2005 für die Strukturerhebung 2000 fand in beiden
Kammern Zustimmung. Dabei lehnte der Nationalrat einen Antrag Brunner (svp, SG) ab,
diese Summe um CHF 8 Mio. zu kürzen. In der Schlussabstimmung hiess der Nationalrat
die Vorlage mit 140:27, der Ständerat mit 38:3 Stimmen gut. Die Opposition stammte
aus der FP, der SD und einem Teil der SVP-Fraktion. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER

Mit Stichtag 5. Dezember wurde die eidgenössische Volkszählung durchgeführt. Im
Gegensatz zur letzten Volkszählung blieben diesmal Boykottaufrufe aus. Erstmals in
einem europäischen Land konnten die Fragebogen auch per Internet ausgefüllt und
eingereicht werden. Obwohl wegen Überlastung der Netze einige Pannen auftraten,
machten rund 220'000 Personen von dieser Möglichkeit Gebrauch. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.12.2000
HANS HIRTER

Im Sommer beschloss der Bundesrat, das Projekt einer neuen einheitlichen
Personenidentifikationsnummer (PIN), welche sich in verschiedenen Bereichen der
Verwaltung einsetzen und unter Umständen auch verknüpfen lässt, nun doch weiter zu
verfolgen. Im Vorjahr hatte er aufgrund des Widerstandes aus Datenschutzkreisen noch
darauf verzichten wollen. Der Datenschutzbeauftragte des Bundes, Hanspeter Thür,
aber auch die SVP und die Linke protestierten erneut gegen diese Pläne, da die
Barrieren gegen eine unerwünschte Verknüpfung von persönlichen Daten ihrer Meinung
nach nicht hoch genug sind. 13

ANDERES
DATUM: 07.07.2005
HANS HIRTER
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Der im Sommer bekannt gegebene Plan des BFS, die Volkszählung 2010 mittels
Registerdaten und ergänzenden Repräsentativbefragungen, aber ohne die bisher
üblichen Fragebogen für alle Einwohner und Einwohnerinnen durchzuführen, führte zu
einiger Aufregung namentlich bei der Wissenschaft und den Beratungs- und
Planungsbüros. Da in den Einwohnerregistern nur einige Grunddaten wie Alter,
Geschlecht, Nationalität und Zivilstand, jedoch keine Angaben zu Sprache,
Verkehrsverhalten, Bildung etc. vorhanden sind, verliere die politische Planung (z.B. für
Verkehrs- oder Gesundheitsinfrastrukturen) unentbehrliche Informationen. Die
vorgesehenen Repräsentativbefragungen seien dafür kein Ersatz, da diese keine
statistisch zuverlässigen Aussagen über die Verhältnisse im kleinräumlichen Bereich
(Gemeinden oder Stadtquartiere) machen können. Im Nationalrat reichte der
Freisinnige Gutzwiller (ZH) eine Motion ein, welche verlangt, dass der Bundesrat dem
Parlament die Beibehaltung der Vollerhebung mit Fragebogen als gleichwertig
entwickelte Alternative zur geplanten neuen Erhebung mit Registerdaten und
zusätzlicher Stichprobe vorlegen soll. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.07.2005
HANS HIRTER

Das ursprüngliche Projekt einer neuen einheitlichen Personenidentifikationsnummer
(PIN), die sich in verschiedenen Bereichen der Verwaltung einsetzen lässt und unter
Umständen auch Verknüpfungen erlaubt, und welche auch statistische Auswertungen
erleichtern würde, hatte der Bundesrat Ende 2005 fallen gelassen. An deren Stelle hatte
er eine Neukonzeption der AHV-Nummer und ihre Umwandlung in eine umfassende
Sozialversicherungsnummer vorgeschlagen. Trotz der Einwände des eidgenössischen
Beauftragten für Datenschutz, Hanspeter Thür, akzeptierte der Ständerat diese neue
AHV-Nummer einstimmig. Im Nationalrat forderte die SVP-Fraktion Rückweisung an den
Bundesrat mit der Auflage, den Verwendungsbereich dieser neuen Nummer strikte auf
den AHV-Bereich zu beschränken. Nachdem dieser Antrag abgelehnt worden war,
verlangten die Grünen in der Detailberatung erfolglos Ähnliches. Auf Antrag der
Kommission fügte der Rat allerdings die Bestimmung ein, dass für die systematische
Verwendung dieser Nummer in anderen Bereichen als der Sozialversicherung eine
Gesetzesgrundlage notwendig sei. Einzelne Bereiche, in denen kantonales Recht
vollzogen wird (z.B. Krankenkassenprämienverbilligungen, Bildungsinstitutionen)
wurden zur systematischen Verwendung der neuen Nummer ermächtigt. In der
Schlussabstimmung im Nationalrat sprachen sich die SVP und die GP mehrheitlich
gegen die neue Versichertennummer aus. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Die beiden neuen Gesetze über die Sozialversicherungsnummer und die
Registerharmonisierung schufen die technischen Voraussetzungen für die angestrebte
Reform der Volkszählung. Gegen Jahresende beantragte der Bundesrat dem Parlament
eine Totalrevision des Bundesgesetzes über die Volkszählung. Wie bereits im Vorjahr
vom Bundesamt für Statistik angekündigt, soll die Volkszählung in Zukunft nicht mehr
mittels einer Vollerhebung mit Fragebogen, sondern auf der Grundlage der bei den
Behörden (vor allem den kommunalen Einwohnermeldeämtern) vorliegenden
Registerdaten durchgeführt werden. Als Ergänzung dazu kommen
Repräsentativbefragungen zur Erfassung von Strukturdaten, welche in den Registern
nicht enthalten sind (z.B. Sprache, Bildung, Verkehrsverhalten). Die Stichproben in
diesen jährlichen Repräsentativbefragungen sollen derart umfangreich sein, dass ihre
über einige Jahre kumulierten Ergebnisse auch Aussagen zu kleinräumigen Gebieten
ermöglichen. Das würde den im Vorjahr vorgebrachten Haupteinwand gegen das neue
System entkräften. Die neue Methode bringt nicht nur grosse Kosteneinsparungen. Die
Volkszählungsdaten werden dank den im Jahresrhythmus gewonnenen Informationen
aus den Registern und den Repräsentativbefragungen auch wesentlich aktueller sein als
diejenigen der bisherigen, alle zehn Jahre durchgeführten Erhebung. Für die nach
diesem neuen System durchzuführende nächste Volkszählung beantragte der Bundesrat
einen Kredit von 69 Mio Fr. Das ist nur etwa halb soviel wie die in der Botschaft als
Alternative ebenfalls präsentierte Variante der Kantone, welche die Registerdaten nicht
mit Repräsentativbefragungen, sondern mit Vollerhebungen zu Strukturdaten
kombinieren wollten. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2006
HANS HIRTER
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Das Parlament hiess die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Totalrevision des
Bundesgesetzes über die Volkszählung gut. Es beschloss damit, dass die alle zehn Jahre
stattfindende Volkszählung nicht mehr mittels einer Vollerhebung mit Fragebogen
durchgeführt wird, sondern auf der Grundlage der bei den lokalen Behörden
vorliegenden Registerdaten. Diese werden ergänzt durch umfangreiche
Repräsentativbefragungen zur Erfassung von wichtigen Strukturdaten, welche in den
Registern nicht enthalten sind (z.B. Sprache, Bildung, Berufstätigkeit,
Verkehrsverhalten). Im Ständerat stellte Maissen (cvp, GR) zuerst einen
Rückweisungsantrag, mit dem Auftrag, eine detaillierte Variante mit der Beibehaltung
der traditionellen Vollerhebung auszuarbeiten. Nur diese und nicht die neuen
Repräsentativerhebungen würde gemäss Maissen auch weiterhin Aussagen über die
Verhältnisse in kleinen oder bevölkerungsschwachen Räumen erlauben. Angesichts der
diesbezüglich negativen Stimmung im Rat zog er seinen Antrag zurück. Der Nationalrat
lehnte mit 107 zu 27 Stimmen einen Rückweisungsantrag Beck (lp, VD) ab, der ebenfalls
das alte System beibehalten wollte. In der Schlussabstimmung im Nationalrat votierten
je rund ein Drittel der SP- und der SVP-Fraktion gegen die neue Volkszählung, die aber
mit insgesamt 138 zu 34 Stimmen deutlich angenommen wurde. Das Parlament hiess
gleichzeitig einen Rahmenkredit von 69 Mio Fr. für die Durchführung der ersten
Erhebung nach dem neuen System gut. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER

Nachdem im Vorjahr die rechtlichen Grundlagen für das neue System der Volkszählung
geschaffen worden waren, gab der Bundesrat im August einen Entwurf für die
Verordnung zur Durchführung der Erhebung von 2010 in die Vernehmlassung. Gegen
Jahresende hat er die definitive Fassung der Verordnung verabschiedet und auf den 1.
Februar 2009 in Kraft gesetzt. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.12.2008
HANS HIRTER

Viel zu reden gab die Ausweitung der Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen
des Bundesamtes für Statistik. Anlass war eine etwas missverständlich formulierte
Information, dass die Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen des Bundes von
der Volkszählung auf die Arbeitsmarkterhebung Sake ausgedehnt werde, um deren
Qualität zu verbessern. Das Bundesstatistikgesetz bietet die Möglichkeit, die Teilnahme
an einer Erhebung des BFS für obligatorisch zu erklären. Dies wurde in einigen Medien
so dargestellt, als ob in Zukunft die Beteiligung an allen, also auch nichtstaatlichen
Befragungen obligatorisch sei und hohe Bussen für die Nichtteilnahme verhängt
würden. Die SVP reagierte darauf mit der Einreichung einer parlamentarischen
Initiative, welche auf Gesetzesebene festschreiben will, dass die Auskunftspflicht nur
noch bei den regelmässigen Erhebungen im Rahmen der Volkszählung zulässig ist. Mit
dieser Thematik beschäftigten sich auch die Interpellationen Bischofberger (cvp, AI) (Ip.
09.3767), Amstutz (svp, BE) (Ip. 09.3771) und Pfister (cvp, ZG) (Ip. 09.3865). 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2009
HANS HIRTER

Die 2009 eingereichte und 2010 überwiesene parlamentarische Initiative der SVP-
Fraktion, welche keine Ausweitung der Auskunftspflicht bei statistischen Erhebungen
des Bundes fordert, veranlasste die staatspolitische Kommission des Nationalrates
einen entsprechenden Entwurf für die Änderung des Bundesstatistikgesetzes
auszuarbeiten und 2010 in die Vernehmlassung zu geben. Lediglich sieben Kantone
billigten die Vorschläge. Die SPK-NR ergänzte deshalb Art. 6 des
Bundesstatistikgesetzes mit zwei Absätzen: Während der eine festlegt, dass Erhebungen
des Bundesamtes für Statistik für natürliche Personen freiwillig sind, sieht der andere
vor, dass die im Volkszählungsgesetz festgeschriebene Auskunftspflicht weiterhin gilt.
Der Entwurf wurde vom Nationalrat angenommen. Auch die SPK des Ständerates
stimmte zu, präzisierte jedoch die Formulierung. Sowohl der Ständerat wie auch der
Nationalrat billigten diese Präzisierung, so dass der Erlass in der Schlussabstimmung
Ende Dezember gutgeheissen wurde. 20
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Bevölkerungsentwicklung

En 2016, la Suisse a connu plus de naissances et moins de décès. En comparaison à
2015, le nombre de naissances a cru de 1.5% (2015: 86'559; 2016: 87'883). Cette hausse
s'explique par l'augmentation de nouveau-nés de nationalité étrangère. L'indicateur
conjoncturel de fécondité est toujours de 1,5 enfant par femme. Les cantons de
Genève, du Jura, de Schwyz, du Tessin et de Nidwald sont les seuls à enregistrer une
baisse des naissances. Le nombre de décès a diminué de 3.9% (2015: 67'606; 2016:
64'964). Au niveau cantonal, cette tendance s'est également observée, sauf dans les
cantons de Schaffhouse, de Thurgovie, du Jura, de Zoug, de Glaris et d'Appenzell
Rhodes-Intérieures. Seuls le Tessin, le Jura et Uri enregistrent plus de décès que de
naissances. L'espérance de vie à la naissance a progressé. Celle des hommes est de 81,5
ans et celle des femmes de 85,3 ans. 
La population résidente permanente s'est accrue de 1.1%, soit 92'424 âmes
supplémentaires par rapport à 2015. Cela s'explique en partie par le mouvement naturel
de la population (différence entre le nombre de naissances et de décès: 22'919). L'autre
raison provient du solde migratoire (immigration: 191'683 personnes; émigration:
120'653). Par conséquent, la Suisse compte 8'419'550 individus, soit 4,25 millions de
femmes (50.4%) et 4,17 millions d'hommes (49.6%). Tous les cantons ont vu leur
population augmenter. Les cantons de Zurich, de Zoug et d'Argovie ont le taux
d'accroissement le plus élevé, avec +1.5%. Appenzell Rhodes-Intérieures affiche le taux
le plus faible avec +0.2%. 
Plus de personnes ont obtenu la nationalité suisse en 2016 (2015: 40'689 personnes;
2016: 42'937). La Suisse possède la part d'étrangers la plus élevée (24.5%) en
comparaison avec ses voisins (Italie 9.7%; Allemagne 13.3%, France 11.8%; Autriche
18.2%). C'est à Genève, Bâle-Ville et dans le canton de Vaud qu'il y a les plus fortes
proportions d'habitants de nationalité étrangère (respectivement 40%, 36% et 34%). A
l'inverse, Appenzell Rhodes-Intérieures affiche 11% et Uri 12%, suivis de Nidwald (14%)
ainsi que du Jura et d’Obwald (tous deux 15%). Sur les 2,1 millions de personnes de
nationalité étrangère résidentes en Suisse, 403'622 sont nées sur le territoire
helvétique. Deux tiers des personnes nées à l'étranger proviennent de l'UE ou d'un Etat
de l'AELE. Les nationalités les plus représentées sont l'Italie (316'525 individus),
l’Allemagne (303'525), le Portugal (268'660), la France (126'970), le Kosovo (109'352),
l’Espagne (83'337), la Serbie (68'767), la Turquie (68'744), la Macédoine (65'486) et
l’Autriche (41'855). A l'étranger, en 2016, vivaient 774'923 Suissesses et Suisses,
principalement établis en Europe. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.08.2017
DIANE PORCELLANA

La population résidante permanente en Suisse a cru, en 2017, de 0.8 point de
pourcentage par rapport à 2016. Désormais, la Suisse compte 8'484'130 personnes, soit
64'589 individus supplémentaires, principalement de nationalité suisse. L'enquête de
l'OFS recense 4'277'696 femmes et 4'206'434 hommes. A l'étranger, vivent 751'800
Suisses, dont un quart en France (195'728), 84'604 en Allemagne, 49'573 en Italie et
34'484 au Royaume-Uni. Durant l'année sous revue, le nombre de naissances a
faiblement diminué (2016: 87'883; 2017: 87'381). L'indicateur conjoncturel de fécondité
est toujours de 1.5 enfant par femme. Les décès ont été plus nombreux (2016: 64'964;
2017: 66'971). Chez les jeunes, les principales causes de décès sont les accidents et le
suicide, chez les plus âgés, ce sont les cancers et les maladies cardiovasculaires.
L'espérance de vie à la naissance atteint 81.4 ans pour les hommes et 85.4 ans pour les
femmes. 
Exceptés le Tessin et Neuchâtel, la population a augmenté dans tous les cantons. Les
cantons de Zoug et de Genève affichent la plus forte croissance (+1.2 point de
pourcentage par rapport à 2016), suivis des cantons d'Argovie, de Zurich et de
Thurgovie (+1.1 point de pourcentage). Le solde migratoire s'est réduit de plus de 35%
par rapport à l'année précédente (immigration: 170'945; émigration: 124'997), avec un
excédent de départ chez les ressortissants suisses de 8'037 personnes et un excédent
d'arrivées de 53'985 individus de nationalité étrangère. Avec les naissances et le solde
migratoire en baisse, la croissance de la population a ralenti en 2017. Pour la première
fois depuis 2007, la croissance (+0.7 point de pourcentage) est inférieure à 1%. 
Actuellement, la proportion d'étrangers correspond à environ 25% de la population,
principal trait distinguant la Suisse de ses pays voisins. Les nationalités les plus
représentées sont l'Italie (317'267), l’Allemagne (304'571), le Portugal (266'557), la France
(131'050), le Kosovo (110'683), l’Espagne (83'253), la Turquie (68'172), la Serbie (66'889),
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la Macédoine (66'076) et l'Autriche (42'478). Les cantons de Genève, de Bâle-Ville et de
Vaud connaissent les plus fortes proportions d'étrangers (respectivement 40.1%, 36%
et 33.5%), alors que les cantons d'Uri et d'Appenzell Rhodes-Intérieures ont des
proportions d'habitants de nationalité étrangère de 12% et 11.4%. Sur les 2.1 millions de
personnes de nationalité étrangère résidentes en Suisse, 408'691 sont nées sur le
territoire helvétique. Deux tiers des personnes nées à l'étranger proviennent de l'UE ou
d'un Etat de l'AELE. En comparaison avec 2016, plus de personnes, provenant pour la
plupart de pays européens, ont été naturalisées en 2017 (2016: 42'937; 2017: 44'949). 22

Par rapport à 2017, la population de la Suisse a crû de 0.7 point de pourcentage en
2018, soit de 60'400 personnes. La Suisse a enregistré son plus faible accroissement
démographique depuis les dix dernières années. Elle compte actuellement 8'544'000
individus. Les effectifs ont augmenté partout, sauf dans les cantons de Neuchâtel (-0.1
point de pourcentage) et du Tessin (-0.6 point de pourcentage). Schwyz et Fribourg ont
obtenu la plus forte hausse d'habitants grâce aux migrations internes (+1.2 point de
pourcentage). Le Valais a également pu bénéficier de l'exode de la population d'autres
cantons, alors que Genève, Neuchâtel et Bâle-Ville en ont souffert. En 2018, environ
12% de la population résidait dans les villes de Zürich (415'400 habitants), de Genève
(201'800), de Bâle (172'300), de Lausanne (139'100) et de Berne (133'900). La plus petite
commune de Suisse, Corippo (TI), était composée de 11 habitants. 
Au cours de l'année sous revue, la part des jeunes âgés entre 0 et 19 n'a plus dépassé
celle des personnes âgées (65 ans ou plus) dans le canton d'Uri. Cette inversion s'est
déjà produite dans les cantons de Bâle-Ville (avant 1981), du Tessin (2006), de
Schaffhouse (2009), Bâle-Campagne (2011), Berne (2012), des Grisons (2013), de Nidwald
(2015) de Glaris (2016) et de Soleure (2017). 
Alors que l'accroissement naturel a progressé de 1.7 point de pourcentage (87'851
naissances; 67'088 décès), le solde migratoire a, lui, reculé de 13.2 points de
pourcentage par rapport à l'année précédente. Il y a eu davantage d'émigrations (+4.2
points de pourcentage; 130'225 cas) et une réduction du nombre d'immigrations (-0.5
point de pourcentage; 170'085). La part des ressortissants étrangers dans l'ensemble de
la population a avoisiné, cette année encore, les 25%. L'Italie (319'3000 individus;
14.9%), l'Allemagne (306'200; 14.3%), le Portugal (263'300; 12.3%) et la France (134'800;
6.3%) étaient encore les nationalités les plus représentées en Suisse. La population
portugaise a légèrement diminuée par rapport à l'année dernière (2017:266'557; 2018:
263'300). 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2018
DIANE PORCELLANA

Fin 2019, la Suisse compte 8'603'900 âmes (+ 0.7% par rapport à 2018). L'année 2019
est marquée par une diminution des naissances de 1.9 pourcents (1'700 naissances en
moins par rapport à 2018). Le taux n'avait plus avoisiné les 2 pourcents depuis 1998. Le
nombre moyen d'enfants par femme est alors passé de 1.52 en 2018 à 1.48 en 2019. Les
cantons de Neuchâtel (+0.8%), d'Argovie (+1.4%), de Glaris (+1.5%), d'Appenzell Rhodes-
Intérieures (+3%) et du Jura (+3.8%) sont les seuls à avoir connu une hausse des
naissances. Il y a eu 700 décès supplémentaires par rapport à l'année précédente (+1%).
Les cantons de Genève, de Bâle-Ville, de Neuchâtel, de Lucerne, du Jura, d'Appenzell
Rhodes-Intérieures, des Grisons, de Zoug, de Schwyz, de Vaud, d'Uri et de Soleure ont
enregistré une baisse du nombre de décès durant l'année sous revue. Moins de
naissances et plus de décès, l'accroissement naturel a régressé de 11.4 pourcents
(86'200 naissances; 67'800 décès) par rapport à 2018. En outre, le solde migratoire a
augmenté de 19.4 pourcents avec une légère hausse de l'immigration (+0.4%, 170'800
cas) et une diminution de l'émigration (-5.4%, 123'200 cas). La part des ressortissants
étrangers dans l'ensemble de la population est resté stable autour des 25 pourcents.
Concernant la répartition des âges, la part des seniors a continué de croître en 2019
(+1.8%), alors que celle des jeunes âgés entre 0 à 19 ans a encore baissé (20% en 2018
contre 19.9% en 2019). La Suisse dénombre 1600 centenaires (+4.8% par rapport à
2018), soit 9 centenaires pour 100'000 habitants. Bâle-Ville abrite le nombre le plus
élevé de centenaires (37 centenaires pour 100'000 habitants), contre 11 pour 100'000
habitants à Zoug.
S'agissant des unions, 39'000 mariages ont été célébrés en 2019, dont 72 pourcents
premiers mariages unissant deux célibataires. Autant pour les premiers mariages que
pour les remariages, le nombre de mariages a diminué par rapport à l'année précédente
(-3.6% pour les premiers mariages; - 3.9% pour les remariages). Le nombre de
partenariats enregistrés a régressé de 3.7 pourcents. Le nombre de divorces a
progressé de 2.1 pourcents (16'900 divorces) – pour une durée de mariage égale ou
supérieure à 10 ans (+4%); personnes mariées entre 15 et 19 ans (+5%); durée de 5 à 9
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ans (-2%). Sur la base de ces observations, l'OFS estime que dans le futur, deux
mariages sur cinq (41.1%) pourraient se terminer par un divorce. Alors que le nombre de
divorces a augmenté, le nombre de partenariats enregistrés dissous s'est résorbé (-
2.9%: 200 partenariats dissous en 2019). 24

Arbeitsmarkt

Der auf der Volkszählung von 1990 beruhende Strukturatlas der Schweiz zeigte unter
anderem sehr deutlich die ständig zunehmende Mobilität der Arbeitnehmer in der
Schweiz. 1970 arbeiteten zwei Drittel der Erwerbstätigen an ihrem Wohnort, 1990 nur
noch die Hälfte. In manchen Regionen (Zürich, Tessin, Aargau) pendelten gar 75% der
Arbeitnehmer. Die Grossagglomerationen überwuchern Kantonsgrenzen und streben
im Fall Basel, Tessin und Genf sogar ins Ausland, womit sie bereits heute zu den
grösseren europäischen Regionen gehören. Gemäss den Autoren bestehen in der
Schweiz eigentlich nur mehr zwei Zentren, das Genferseebecken und Zürich. Einen
Hinweis darauf geben Volkseinkommen oder Arbeitsplatzentwicklung. Die Regionen, die
zu weit weg von Zürich liegen - so etwa Bern und Solothurn -, erfuhren in den letzten
zehn Jahren ernste wirtschaftliche Schwierigkeiten, während die Zürich zugewandten
Orte der Ost- und Zentralschweiz aufholten bezw. in der ersten Reihe blieben. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Die provisorischen Zahlen der Volkszählung 2000 bestätigten, dass die Schweiz
zunehmend zu einer multikulturellen und multikonfessionellen Gesellschaft wird. Mit
41.8 Prozent (1990: 46.3%) resp. 33.0 Prozent (40.0%) dominieren die katholische und
die protestantische Konfession zwar nach wie vor, zunehmend ist aber der Anteil der
Religionslosen (11.1%; 1990: 7.4%), der Muslime (4.3%; 1990: 2.2%) und der Angehörigen
der christlich-orthodoxen Kirche (1.8%). 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.01.2002
MARIANNE BENTELI

Nur in wenigen Ländern Europas wird bei Volkszählungen die Frage nach der
Religionszugehörigkeit gestellt. Das Bundesamt für Statistik hält aber weiter daran fest,
weil sie ein wichtiger Indikator für Einstellungen, Werte und das Verständnis des
sozialen Wandels sei. Die definitiven Zahlen der Volkszählung 2000 zeichneten denn
auch das Bild einer rasch sich verändernden Gesellschaft. Zwischen 1990 und 2000
verloren die beiden grossen Landeskirchen 363'000 Mitglieder. Noch knapp 42 Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung bezeichneten sich als römisch-katholisch (1990:
46.2%), 33 Prozent (38.5%) als evangelisch-reformiert. Die Freikirchen und übrigen
protestantischen Gemeinschaften blieben mit einem Anteil von 2.2 Prozent stabil,
ebenso die Angehörigen der jüdischen Glaubensgemeinschaft und der Christkatholiken
(je 0.2%). 11 Prozent gaben an, zu keiner Konfession zu gehören. 1990 waren es erst 7.4
Prozent und 1970 lediglich 1.1 Prozent gewesen. Der Anteil der Konfessionslosen ist
besonders hoch bei den 30- bis 50-Jährigen, und er ist bei Männern höher als bei
Frauen. In städtischen Gebieten gibt es doppelt so viele Konfessionslose wie auf dem
Land, und in der Westschweiz ist deren Anteil wesentlich höher als in der
Deutschschweiz und im Tessin (GE: 23%; NE: 22%). Gemäss BFS zieht sich ein Bogen
der starken Säkularisierung von Genf hinauf über die Waadt, Neuenburg, die Region
Solothurn-Basel, den Aargau, die Stadt Zürich nach Schaffhausen.

Seit der Volkszählung von 1990 hat sich in Folge der Zuwanderung vor allem aus den
Gebieten des ehemaligen Jugoslawiens der Anteil neuer Religionsgruppen auf 7
Prozent verdoppelt. Besonders zugelegt hat der Anteil von Angehörigen islamischer
Glaubengemeinschaften (rund 4.3%). Ebenfalls steigend, wenn auch auf niedrigerem
Niveau, ist der Anteil von Mitgliedern christlich-orthodoxer Kirchen (1.8%), von Hindus
(0.4%), Buddhisten (0.3%) und Anhängern synkretistischer Glaubengemeinschaften. Die
neuen Religionsgruppen konzentrieren sich in der Nordwestschweiz, im Grossraum
Zürich und in der Ostschweiz. Im Kanton St. Gallen beträgt ihr Anteil 9.8 Prozent, im
Thurgau 8.5 Prozent. Aufgrund dieser Entwicklung sowie der geographischen Mobilität
und der Zunahme von Mischehen hätten sich die religiösen Grenzen in der Schweiz
aufgelöst, stellte das BFS fest. In einem breiten, mehrheitlich städtischen Gürtel, der
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vom Genfersee entlang der Jurakette bis zum Bodensee und ins St. Galler Rheintal
reicht, gebe es keine deutlich dominierenden Kirchen mehr. 27

Sprachen

Französisch als im Alltag hauptsächlich verwendete Sprache ist in der Schweiz in den
90er Jahren gestärkt worden, Deutsch blieb mit 63,7 Prozent (1990: 63,6%) konstant,
während Italienisch und Rätoromanisch gesamtschweizerisch zurückgingen. Das
zeigte die Analyse der definitiven Ergebnisse der Volkszählung 2000. Französisch nahm
um 1,2 Prozentpunkte auf 20,4% zu. Die Zunahme war doppelt so stark wie bei der
schweizerischen Wohnbevölkerung insgesamt (+6,0%). Der starke Zuwachs erfolgte vor
allem in den Kantonen Genf und Waadt, aber auch im französischen Sprachgebiet der
zweisprachigen Kantone Wallis und Freiburg sowie in den meisten deutschsprachigen
Kantonen. Die Erosion des Italienischen und des Rätoromanischen setzte sich fort,
allerdings mit 1,1 resp. 0,1 Prozentpunkten weniger stark als im Jahrzehnt zuvor (-7,6%
und -0,6%). Der Rückgang des Italienischen war ausschliesslich auf die Abnahme der
italienischsprachigen ausländischen Bevölkerung zurückzuführen (durch
Rückwanderung oder Übernahme des Deutschen oder Französischen als
Hauptsprache). Im Tessin erfuhr das Italienische sogar eine Stärkung (+9,1%), während
das Deutsche an Bedeutung verlor. Ein Symbol für diese Entwicklung ist der Wechsel
der ursprünglich rein deutschsprachigen Walsergemeinde Bosco/Gurin zum
italienischen Sprachgebiet. Wie bereits früher erfolgte der Rückgang des
Rätoromanischen vor allem in der Diaspora der deutschsprachigen Kantone (-11,4%); im
Kanton Graubünden selber betrug er 8,9 Prozent. In fünf Bündner Gemeinden änderte
sich die Sprachmehrheit zugunsten des Deutschen. 28
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Obwohl der Ausländeranteil zwischen 1990 und 2000 von 18,1 Prozent auf 20,5 Prozent
zugenommen hat, blieb der Anteil der Nicht-Landessprachen konstant (8,9% resp.
9,0%), wobei sich allerdings deren Zusammensetzung stark veränderte. Das
Serbokroatische behauptete seine Stellung als «4. Landessprache», während
Portugiesisch, Spanisch und Türkisch von Albanisch überflügelt wurden. Prozentual
stark zugenommen haben auch Russisch sowie afrikanische und übrige Sprachen. Als
zentralen Trend der 90er Jahre bezeichnete das BFS die deutliche Verbesserung der
sprachlichen Integration der Ausländerinnen und Ausländer: 62,3 Prozent (1990:
56,7%) gaben als Hauptsprache eine der Schweizer Landessprachen an. Sowohl bei der
ersten wie bei der zweiten Generation von Zuwanderern lag 2000 der Anteil jener, die
eine Landessprache als Hauptsprache angaben, je nach Herkunft um 10 bis 35 Prozent
höher als 1990. 29
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